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terer Besuche in Taiwan enthalten 

müsse. Der Dalai Lama hatte Taiwan 

zuletzt 1997 besucht, aber jüngst eine 

weitere Reise dorthin kurzfristig abge

sagt, um die Chancen eines direkten 

Dialogs mit Beijing nicht zu gefährden 

(siehe C.a. 1998/6, S.593).

Mitte September sind zwei Tibeter, 

die offenbar als chinesische Spione Er

kenntnisse am indischen Exilsitz des 

Dalai Lama in Dharamsala (480 Ki

lometer nördlich von New Delhi) sam

melten, von den indischen Sicherheits

kräften festgenommen worden. Die 

beiden Dreißigjährigen, die einer 1996 

vom Dalai Lama verbotenen, rivalisie

renden Sekte angehören sollen, waren 

nach Auskünften der indischen Behör

den von der chinesischen Volksbefrei

ungsarmee ausgebildet worden. Der 

Personenschutz des Dalai Lama war 

bereits Anfang des Jahres verstärkt 

worden, weil Anschläge von rivalisie

renden Gruppierungen in der tibeti

schen Exilgemeinde befürchtet worden 

waren. (SCMP, 17.9.1998)

In die Geschichte der Verbindun

gen zwischen amerikanischer CIA und 

tibetischer Exilbewegung (nach der 

Flucht des Dalai Lama aus Ti

bet 1959) ist durch jüngst freige

gebene historische Dokumente der 

CIA neues Licht gekommen. (IHT, 

16.9.1998; Itar-Tass, 2.10.1998, nach 

SWB, 6.10.1998) Demzufolge erhielt 

die Exilbewegung in den sechziger 

Jahren durchschnittlich 1,7 Mio. US- 

Dollar an finanzieller Unterstützung 

durch die CIA. Unter anderem wur

den damals 2.100 tibetische Guerilla- 

Kämpfer in Lagern in Nepal und in 

Colorado ausgebildet. Die amerika

nische Unterstützung war Teil einer 

internationalen Strategie zur Schwä

chung kommunistischer Herrschaftssy

steme durch eine breite Förderung an

tikommunistischer Widerstandsbewe

gungen.

Mit der Entspannung in den ameri

kanisch -chinesischen Beziehungen An

fang der siebziger Jahre stellte die 

CIA ihre Finanz- und Ausbildungshil

fe ein. Auch scheint die Kooperation 

im Bereich der Spionage- und Kampf

ausbildung nicht besonders erfolgreich 

verlaufen zu sein. Ein CIA-Beamter 

schrieb in einem Bericht: „The Tibe- 

tans by nature did not appear to be 

congenitally inclined toward conspi- 

ratorial proficiency“. Bis heute aller

dings unterstützen andere amerikani

sche Regierungsstellen die Exilbewe

gung des Dalai Lama, was von chine

sischer Seite als Beleg dafür gewertet 

wird, daß der Dalai Lama ein „Agent 

ausländischer feindlicher Kräfte!1 sei, 

die auf eine Abspaltung Tibets von 

China hinarbeiteten, -hei-

13 Zahl der Hinrichtungen geht 

zurück — Kampagne ,,Hart 

Zuschlägen!4 wird fortgeführt

Nach Erkenntnissen von Amnesty In

ternational ist die Zahl der in der 

VR China vollstreckten und im Aus

land registrierten Hinrichtungen 1997 

(1.876 Exekutionen) gegenüber 1996 

(4.367) drastisch gesunken. Die Ver

ringerung wurde auch von einem Rich

ter des Obersten Volksgerichtes be

stätigt, der von einem beachtlichen 

Rückgang an Todesurteilen und Exe

kutionen sprach. (SCMP, 4./9.9.1998) 

Der Rückgang wird auf neue inter

ne Verfahrens- und Urteilsrichtlini

en für die chinesischen Gerichte so

wie auf die umfassende Novellierung 

des chinesischen Strafgesetzes im letz

ten Jahr zurückgeführt. Mit Wirkung 

vom 1. Oktober 1997 war die Verhän

gung der Todesstrafe bei Diebstahls

delikten, die einen großen Teil der 

Strafsachen ausmachen, deutlich ein

geschränkt worden.

Im Jahre 1996 war mit Beginn der 

Kampagne „Hart zuschlagen“, die ins

besondere der Bekämpfung von Ge

walt- und Schwerstkriminalität die

nen sollte, ein sprunghafter Anstieg 

von Todesurteilen und Exekutionen 

zu verzeichnen gewesen (siehe C.a. 

1996/5, S.477, 1997/8, S.739 und 

1997/9, S.839). 1997 ging die Zahl der 

Todesurteile und Hinrichtungen wie

der auf das Niveau der Jahre vor 1996 

zurück.

Im September rief jedoch Luo Gan, 

der in der Parteispitze mit Sicher- 

heits-, Justiz- und Polizeiangelegen

heiten betraut ist und der ZK-Kom

mission für Politik und Recht vor

steht, zur Fortführung der Kampagne 

„Hart zuschlagen“ und insbesondere 

des Kampfes gegen die Gewaltkrimi

nalität auf. (XNA, 11.9.1998) Die Si

cherheitslage habe sich zwar in vielen 

Landesteilen verbessert. In einigen Re

gionen aber sei weiterhin ein Anstieg 

der Schwerstkriminalität zu verzeich

nen, der nicht hingenommen werden 

könne, -hei-

Wissenschaft,

Bildung,

Gesellschaft, Kultur

14 Einweihung der neuen Zhe

jiang-Universität

Am 15. September 1998 wurde die 

neue Zhejiang-Universität, die ein Zu

sammenschluß von vier in Hang

zhou angesiedelten Universitäten und 

Hochschulen ist, offiziell eingeweiht. 

Zum Festakt anläßlich der Neueröff

nung waren zahlreiche Politiker er

schienen, darunter der stellvertretende 

Ministerpräsident Li Lanqing und Bil

dungsministerin Chen Zhili. Die neue 

Universität ist aus der Zusammenle

gung der bisherigen Zhejiang-Univer

sität, der Universität Hangzhou, der 

Landwirtschaftlichen Hochschule Zhe

jiang und der Medizinischen Hoch

schule Zhejiang hervorgegangen. Sie 

untersteht dem Bildungsministerium 

der Zentralregierung, wird aber ge

meinsam von diesem und der Provinz

regierung Zhejiangs verwaltet, d.h. bei 

wichtigen Dingen wird die Zentrale 

eingeschaltet, während für die Routi

nearbeit die Provinzregierung zustän

dig ist. Durch den Zusammenschluß 

ist die Universität, gemessen an der 

Zahl der Fakultäten, zur größten Uni

versität des Landes geworden. Sie um

faßt jetzt elf Fakultäten (Philosophie, 

Literatur, Geschichte, Pädagogik, Na

turwissenschaften, Wirtschaftswissen

schaft, Jura, Management, Technik, 

Landwirtschaft, Medizin; lediglich Mi

litärwissenschaft ist nicht vertreten). 

Im einzelnen gibt es an diesen elf Fa

kultäten 145 Fächer für das vierjäh

rige Grundstudium, 192 Fächer für 

ein Magisterstudium, 124 Fächer für 

ein Doktorandenstudium und 12 Post- 

Doc-Programme. Die Zahl der einge

schriebenen Studenten beträgt rund 

30.000, darunter rund 5.000 Postgra

duierte und gut 300 ausländische Stu

denten. Zum Lehrkörper zählen u.a. 

800 Professoren und 1.600 Assistenz

professoren. (RMRB, GMRB, 16.9.98)

Die Zusammenlegung von Hochschu

len ist Teil der Hochschulreform der 

neunziger Jahre. In den vergangenen 

Jahren ist es bereits zu mehreren 

Hochschulzusammenschlüssen gekom
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men, beispielsweise in Beijing (vgl. 

C.a., 1997/12, Ü 21). Damit wer

den in erster Linie Rationalisierungs

ziele verfolgt; so sollen Personal ein

gespart und die vorhandenen Res

sourcen besser genutzt werden, da

mit die Universitäten den Herausfor

derungen des 21. Jahrhunderts bes

ser begegnen können, d.h. die Univer

sitäten sollen wettbewerbsfähiger ge

macht werden. Durch Zusammenar

beit sollen sich die betr. Hochschu

len gegenseitig ergänzen und ihr Ni

veau anheben. Insgesamt soll die Ef

fektivität von Lehre und Forschung 

gesteigert werden. Diesem Zweck dient 

im vorliegenden Fall nicht zuletzt 

das Hochschul-Computernetz, durch 

das die einzelnen Institute der neu

en Universität vernetzt sind und das 

das größte dieser Art in China sein 

soll. Dazu gehört auch eine elektro

nische Bibliothek. (XNA, 16.9.98) Die 

Zhejiang-Universität gilt als Pilotpro

jekt, nach dessen Muster weitere Zu

sammenschlüsse im Hochschulbereich 

erfolgen sollen. Vor allem aber soll 

die Zhejiang-Universität bis zum Jah

re 2005 zu einer Spitzenuniversität in 

Asien ausgebaut werden und bis zum 

Jahre 2015 zu den weltbesten Univer

sitäten zählen (SCMP, Internet Ed.,

9.9.98).

Als Hintergrund dieser neuen Hoch

schulpolitik sind historische Grün

de anzuführen. Das Hochschulsystem, 

wie es in den fünfziger und sechzi

ger Jahren aufgebaut worden war und 

wie es nach der Kulturrevolution wie

dererstanden ist, orientierte sich weit

gehend am sowjetischen Vorbild, d.h. 

die Hochschulen wurden zentral ver

waltet, waren vielfach sehr speziell 

ausgerichtet (Fachhochschulen), häu

fig redundant und von niedrigem Ni

veau. Diese für nicht mehr zeitgemäß 

erachtete Struktur soll durch die Re

form überwunden werden, wobei das 

Ziel verfolgt wird, die Qualität der 

Hochschulbildung anzuheben und die 

Hochschulstandorte rational zu vertei

len. Diese Politik findet jedoch nicht 

nur Befürworter. Widerstand kommt 

zum einen von den Ministerien, und 

zwar den Branchenministerien (von 

denen einige im Frühjahr 1998 ohne

hin aufgelöst wurden), weil sie durch 

die Zusammenlegungen die ihnen un

terstehenden Fachhochschulen verlie

ren. Denn aus den Zusammenschlüs

sen gehen umfassende Universitäten 

hervor, die nun keine spezielle Aus

richtung mehr haben und daher dem 

Bildungsministerium unterstellt wer

den. Angeblich sollen bereits zehn 

Ministerien Protest dagegen eingelegt 

haben, daß sie ihre Bildungseinrich

tungen an das Bildungsministerium 

„abgeben“ sollen. Zum anderen rührt 

sich Widerstand bei den Hochschu

len selbst. Sie sehen kommen, daß ein 

großer Teil ihrer Professoren und ihres 

sonstigen Personals aus Rationalisie

rungsgründen entlassen wird. Außer

dem befürchten sie, ihre gewachsenen 

Besonderheiten zu verlieren. (SCMP, 

Internet Ed., 5. u. 9.9.98) Die Ent

wicklung ist jedoch nicht mehr aufzu

halten. Der Konzentrationsprozeß im 

Hochschulbereich wird sich fortsetzen, 

denn kleine Fachhochschulen mit riesi

gem Verwaltungsapparat und überdi

mensioniertem Lehrkörper bei relativ 

geringer Studentenzahl werden dem 

Wettbewerb um die knappen Finanz

mittel künftig nicht mehr standhalten 

können, -st-

15 Zwanzig Jahre nichtstaatli

che Bildung

In diesem Jahr wird die von Deng 

Xiaoping eingeleitete Reform- und 

Öffnungspolitik zwanzig Jahre alt. 

Sie hatte nicht zuletzt tiefgreifen

de Auswirkungen auf das Bildungs

wesen, denn wie kaum ein anderer 

Bereich war das Bildungssystem in 

der Kulturrevolution einschneidenden 

Veränderungen unterworfen gewesen, 

die jedoch seit 1978 zum allergröß

ten Teil wieder zurückgenommen wur

den. Teils wurden die alten Verhält

nisse aus der vorkulturrevolutionären 

Zeit wiedereingeführt, teils wurden 

neue Wege gegangen, um das chine

sische Bildungswesen an internationa

le Strukturen und Standards anzupas

sen.

Eine der wichtigsten Neuerungen, die 

vor zwanzig Jahren eingeführt wur

den, war die Zulassung nichtstaat

licher Bildungseinrichtungen, die die 

Volksregierung bereits Anfang der 

fünfziger Jahre abgeschafft hatte. Es 

handelt sich hierbei um Schulen, die 

nicht aus öffentlichen Mitteln finan

ziert werden, sondern deren Träger 

nichtstaatliche Organisationen, Stif

tungen, Betriebe oder Privatleute 

sind. Für sie werden alternativ die 

Begriffe minban xuexiao (vom Volk 

oder von Bürgern betriebene Schulen) 

und shehui liliang banxue (von gesell

schaftlichen Kräften betriebene Schu

len) verwendet. Der erste Begriff be

zeichnete bis zum Ende der Kultur

revolution Schulen, die auf der unter

sten Verwaltungsebene der Volkskom

munen von den Kollektiven betrieben 

wurden. Eigentlich waren sie öffent

liche Schulen, die aber keine staat

lichen Mittel erhielten, sondern aus

schließlich von den Dörfern finanziert 

wurden. Seit 1978 hat sich der Begriff 

gewandelt und steht heute im Grun

de für Privatschulen, die von verschie

denen „gesellschaftlichen Kräften“ be

trieben werden.

Diese nichtstaatlichen Schulen sind 

zu einem unerläßlichen Bestandteil 

des heutigen chinesischen Bildungssy

stems geworden, denn der Staat sieht 

sich allein nicht in der Lage, den 

großen Bedarf an gut ausgebildeten 

Fachleuten zu decken, ja er kann noch 

nicht einmal die Lücken in der Grund

bildung allein füllen. Hier müssen 

nichtstaatliche Schulen einspringen, 

die es für alle Schultypen gibt. Sie wei

sen eine große Bandbreite auf; es gibt 

sie im Pflichtschulbereich (hier reichen 

sie von teuren elitären Privatschulen 

bis hin zu den sog. „Hoffnungschulen“, 

die über Spenden von der Chinesi

schen Jugendstiftung finanziert wer

den und in unterentwickelten ländli

chen Gegenden Schulabbrechern den 

Schulbesuch ermöglichen sollen), vor 

allem aber im nichtformalen Bildungs

wesen, also in den Bereichen Kin

dergarten, Berufsbildung und Hoch

schulbildung. Gesetzliche Bestimmun

gen für nichtstaatliche Schulen wur

den am 31. Juli 1997 erlassen (vgl. 

C.a., 1997/8, Ü 10).

Insgesamt beläuft sich die Zahl der 

nichtstaatlichen Schulen heute auf gut 

50.000, die sich wie folgt aufgliedern 

(Stand Ende 1997):

Kindergärten 24.643

Grundschulen 1.806

allgemeinbild.

Mittelschulen (I u.II) 1.702

berufliche Mittelschulen 689

Fachmittelschulen 1.036

Hochschulen 1.272

Andere Bildungs

einrichtungen 20.000

Unter den Hochschulen gibt es 20, die 

staatlich anerkannte Diplome über re

guläre Studiengänge vergeben, die al

so den staatlichen Hochschulen gleich

gestellt sind. Ferner zählen dazu 157 

Hochschulen, die zwar reguläre Stu

diengänge anbieten, deren Diplome 

aber nicht anerkannt sind, so daß 

staatlich anerkannte Prüfungen ex

tern im Rahmen der Prüfungen für 

Selbststudierer (zixue kaoshi) nachge

holt werden müssen oder an einigen 
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dieser Hochschulen selbst versuchswei

se abgelegt werden können. Die restli

chen Hochschulen (1.095) bieten keine 

regulären Studiengänge mit anerkann

ten Examina an. (Vgl. RMRB, 7.9.98) 

Bei der letztgenannten Kategorie „An- 

dere Bildungseinrichtungen“ dürfte es 

sich größtenteils um Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung handeln, die im 

Rahmen nichtformaler Bildung Wei

terbildungskurse anbieten.

Nichtstaatliche Bildungseinrichtungen 

werden vom Staat vor allem wegen 

ihres finanziellen Beitrages geschätzt, 

den sie zum Ausbau des Bildungs- und 

Ausbildungswesens leisten. Zu den ge

samten öffentlichen Bildungsausgaben 

weltweit trägt China nur mit einem 

Anteil von 2 Prozent bei, muß davon 

aber die Bildung von 25 Prozent der 

Bildungsempfänger der Welt finanzie

ren. Dies zeigt, daß die staatlichen 

Zuwendungen für das Bildungswesen 

in China bei weitem nicht ausreichen. 

Der Mangel spiegelt sich auch in fol

genden Angaben wider: Jedes Jahr 

können fast 10 Prozent der Grund

schulabgänger, 50 Prozent der Absol

venten der Sekundarstufe I und 75 

Prozent der Absolventen der Sekun

darstufe II keine weiterführende Schu

le besuchen (ebd.). Allerdings ist an

zumerken, daß die niedrigen Über

gangszahlen nicht nur auf fehlen

de staatliche Schulen zurückzuführen 

sind, sondern auch auf die teilweise 

recht hohen Schulgebühren, die auch 

die staatlichen Schulen erheben und 

die die Familien u.U. stark belasten. 

Hier würden nichtstaatliche Schulen 

wenig ausrichten können, denn an ih

nen muß außerdem noch Schulgeld ge

zahlt werden.

Nichtstaatliche Schulen erfüllen aus 

bildungspolitischer Sicht eine wichti

ge Funktion, weil sie einen Beitrag 

zur Verbesserung der Chancengleich

heit leisten. Eine solche ist in China 

nach wie vor im Bildungswesen nicht 

gegeben, doch ansatzweise wird sie 

durch die nichtformalen Bildungsein

richtungen eingeführt. Wenn beispiels

weise nur 25 Prozent der Absolventen 

der Sekundarstufe II eine tertiäre Bil

dungseinrichtung besuchen können, so 

bleibt dem Rest immer noch die Mög

lichkeit, eine nichtstaatliche Hoch

schule zu besuchen. Von diesen verge

ben zwar nur die wenigsten anerkann

te akademische Grade, aber über die 

Prüfungen für „Selbststudierei“ kön

nen vollakademische Grade erworben 

werden. Entsprechende Bestimmun

gen wurden 1981 und in revidierter 

Form 1988 erlassen (vgl. C.a., 1988/3, 

Ü 21; s.a. GMRB, 2.9.98, S.6), -st-

16 Weniger Auslandsstudenten 

mit staatlichen Stipendien

In diesem Jahr hat der chinesische 

Staat nur halb so viele Auslandssti

pendien bewilligt wie 1997. Während 

der Staatliche Stipendienausschuß für 

Auslandsstudien 1997 noch 3.420 Sti

pendien vergab (vgl. C.a., 1997/8, 

Ü 9), sind es in diesem Jahr nur 

1.709. Eine Erklärung für den Rück

gang wurde nicht gegeben, doch ist zu 

vermuten, daß wirtschaftliche Gründe 

ausschlaggebend sind. Auch die Zahl 

der Bewerber reduzierte sich in diesem 

Jahr drastisch; sie betrug nur knapp 

zehn Prozent der letztjährigen Bewer

berzahl: 1997 waren es 40.000, 1998 

nur 3.816 Bewerber. Hierfür gibt es 

jedoch eine plausible Erklärung, denn 

in diesem Jahr hat man die Auswahl

prozedur für Bewerber um ein Aus

landsstudium vereinfacht. Insbesonde

re wurde die Arbeit des Stipendien

ausschusses dezentralisiert; nunmehr 

gibt es auf Provinzebene Bewerbungs

zentren, die die Interessenten bera

ten und bei denen die Bewerbungs

unterlagen eingereicht werden können. 

Aufgrund der Beratung wurde bereits 

im Vorfeld der überwiegende Teil der 

Interessenten ausgeschieden. Die Zahl 

der Interessenten betrug wie im letz

ten Jahr rund 40.000.

Auch in diesem Jahr wurden wie

der vornehmlich ältere Wissenschaft

ler ausgewählt. Studenten ohne Ex

amen können nur noch als Selbstzahler 

im Ausland studieren. Ähnlich wie im 

letzten Jahr betrug der Anteil der Se

nior Research Fellows 26 Prozent, der 

Anteil der Gastwissenschaftler 74 Pro

zent. Nach Fachrichtungen aufgeteilt, 

ergeben sich folgende Anteile:

Naturwissenschaften 10,3%

Ingenieurwissenschaften 32,9%

Medizin 15,2%

Agrarwissenschaft 9,1%

Wirtschaftswissenschaften 10,4%

Geisteswissenschaften 16,1%

Seltene Sprachen 6%

Es überwiegen wiederum die ange

wandten Wissenschaften. Der Anteil 

der Ingenieurwissenschaften und der 

Medizin ist etwa gleich geblieben, 

während derjenige der Naturwissen

schaften um etwa 5 Prozent, der 

Agrarwissenschaft um 3 Prozent zu

rückging. Dafür erhöhten sich die An

teile für Wirtschafts- und Geisteswis

senschaften leicht und konnten vor al

lem Fachleute für seltene Sprachen ein 

Auslandsstipendium erhalten.

Weiterhin gute Erfahrungen werden 

mit den neuen Bestimmungen für Aus

landsstudien, nach denen sich die Aus

landsstudenten vertraglich zur Rück

kehr verpflichten und eine Kaution 

zahlen müssen, gemacht. Bis Ende Au

gust 1998 waren 85,7 Prozent der Vor

jahresstipendiaten fristgerecht zurück

gekehrt. Der Rest zahlt dem Staat 

die erforderliche Entschädigung. (Vgl. 

GMRB, 11.9.98, S.2) -st-

17 Propagandawoche für Ver

breitung von Hochchinesisch

Mitte September wurde in China zum 

erstenmal eine Propagandawoche für 

die Verbreitung des Hochchinesischen, 

der sog. Allgemeinsprache (putong- 

hua) durchgeführt. Diese Aktivität 

soll in Zukunft jährlich wiederholt 

werden. Der Zeitpunkt ist günstig ge

wählt, denn in ganz China beginnt An

fang September das neue Schul- und 

Studienjahr. Die Einführung der All

gemeinsprache war im Januar 1986 

auf einer Konferenz über die chinesi

sche Sprache und Schrift als wichtigste 

Aufgabe der Sprach- und Schriftarbeit 

bezeichnet worden. Damals hatte man 

sich das Ziel gesetzt, die Allgemein

sprache bis zum Ende des Jahrhun

derts generell in Schulen und Hoch

schulen, in Verwaltung und Wirtschaft 

sowie in Medien und Theater als Kom

munikationsmittel einzuführen (vgl. 

C.a., 1986/1, Ü 23). Von diesem Ziel 

ist man 1998 noch weit entfernt, und 

so hat sich die Führung diese neue 

Aktivität ausgedacht. Die Volkszei

tung brachte am 14.9.1998 aus An

laß der Aktionswoche einen Leitarti

kel, in dem die Notwendigkeit der Ver

breitung einer einheitlichen Umgangs

sprache begründet wird. Zur Förde

rung der wirtschaftlichen Entwicklung 

und des gesellschaftlichen Fortschritts 

sei die allgemeine Verwendung des pu- 

tonghua unerläßlich. Deshalb sei auch 

in der Verfassung von 1982 festgelegt, 

daß der Staat die Verbreitung des pu- 

tonghua fördere. In den vergangenen 

Jahren habe man große Fortschrit

te erzielt, aber aufgrund der Größe 

des Landes und der Bevölkerung, der 

schwachen kulturellen Grundlage und 

der ungleichen wirtschaftlichen Ent

wicklung werde putonghua noch längst 

nicht überall verwendet.
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Die Propaganda müsse der Gesell

schaft die Wichtigkeit und Dringlich

keit des allgemeinen Gebrauchs der 

Allgemeinsprache klarmachen. Diese 

solle keinesfalls die Dialekte verdrän

gen, die in bestimmten Situationen 

durchaus ihren Gebrauchswert und ih

ren kulturellen Wert hätten, aber al

le Menschen müßten außer ihrem Dia

lekt auch noch eine allgemeinverständ

liche Sprache beherrschen. Putonghua 

müsse in Rundfunk und Fernsehen, 

im Schulunterricht, in der Verwaltung 

und bei allen öffentlichen Gelegenhei

ten gesprochen werden. Die Regierun

gen aller Ebenen werden aufgerufen, 

sich um die Verbreitung der Allge

meinsprache zu kümmern und vor al

lem darauf zu achten, daß putong

hua zur Grundlage des Bildungswe

sens werde. Dazu gehöre z.B., daß die 

Bildungsämter die Lehrer überprüfen. 

Auch in den Betrieben müsse die Be

herrschung des putonghua zu einem 

Qualitätsmerkmal der Arbeiter und 

Angestellten werden.

Die Verbreitung der Allgemeinsprache 

wird als großes gesellschaftliches Pro

jekt bezeichnet, dem sich das gan

ze Land verpflichtet zu fühlen habe. 

Bemerkenswerterweise wird als Ziel

marke nicht mehr die Jahrhundert

wende genannt, sondern nunmehr die 

Mitte des 21. Jahrhunderts angepeilt 

(ebd.). Dies zeigt, daß die bisherigen 

Bemühungen wenig gefruchtet zu ha

ben scheinen und daß es noch großer 

Anstrengungen bedarf, bis das Ziel 

erreicht ist. Ohnehin sind die Chan

cen des Projekts angesichts der stark 

ausgeprägten lokalen Identitäten, die 

sich im China der Reformperiode wie

der ungehinderter herausbilden kön

nen, skeptisch zu beurteilen. Zu die

ser Skepsis trägt nicht wenig das Wie

deraufblühen des Kantonesischen bei. 

Durch die engen Kontakte Guang

dongs mit Hongkong, wo Kantonesisch 

Umgangssprache ist, und den kultu

rellen Einfluß Hongkongs auf das süd

liche Festland dürfte es sehr schwer 

sein, den Gebrauch des Kantonesi

schen einzuschränken, -st-

18 Nationaler Frauenkongreß: 

Neue Themen

Vom 31. August bis zum 5. September 

1998 fand in Beijing der achte Natio

nale Frauenkongreß statt, der Kongreß 

des Allchinesischen Frauenverbandes. 

Der Frauenverband war 1949 als eine 

der großen Massenorganisationen ge

gründet worden, die die Funktion hat

ten, die verschiedenen Bevölkerungs

gruppen der Kontrolle der KPCh zu 

unterstellen. Heute gilt der Frauen ver

band offiziell als Nichtregierungsorga

nisation, untersteht de facto aber nach 

wie vor der Parteikontrolle. An dem 

Kongreß nahmen rund 1.300 Delegier

te aus ganz China teil, die über 600 

Millionen Frauen vertreten. Wichtig

ste Aufgaben des Kongresses waren 

die Billigung des Arbeitsberichts des 

siebten Exekutivkomitees des Frau

enverbandes, eine Satzungsänderung 

und die Wahl des achten Exekutivko

mitees (RMRB, XNA, 1.9.98).

Die Satzungsänderung betraf die Er

gänzung der ideologischen Vorgaben 

durch die Theorien Deng Xiaopings. 

In das neue Exekutivkomitee wurden 

219 Frauen gewählt (RMRB, 4.9.98). 

Neue Präsidentin des Frauenverban

des wurde Peng Peiyun, bis zum Früh

jahr 1998 Ministerin für Familienpla

nung und heute stellvertretende Vor

sitzende des Ständigen Ausschusses 

des NVK. Sie löste Chen Muhua ab, 

die zur Ehrenpräsidentin ernannt wur

de (RMRB, 5.9.98; XNA, 5. u. 6.9.98). 

Als wichtigste Themen standen auf 

dem Kongreß Frauenarbeitslosigkeit 

und die damit verbundenen Proble

me, die Revision des Ehegesetzes und 

Gewalt gegenüber Frauen zur Diskus

sion. Was Arbeitslosigkeit angeht, so 

sind Frauen von Entlassungen beson

ders betroffen. Von den Ende 1997 re

gistrierten entlassenen und arbeitslo

sen Arbeitern, deren Ziffer mit 5,77 

Millionen angegeben wird, sollen 52,7 

Prozent Frauen sein (XNA, 5.9.98). In 

Wirklichkeit dürfte der Anteil größer 

sein. Hier zu helfen sieht der Frauen

verband als wichtige Aufgabe an. In 

den vergangenen zwei Jahren hat er 

480.000 Frauen geholfen, einen neuen 

Arbeitsplatz zu finden, heißt es (ebd.). 

Die meisten dieser Jobs sollen aller

dings im Dienstleistungssektor vermit

telt worden sein, wo keine besonderen 

Qualifikationen gefragt sind. Doch mit 

Arbeitsvermittlung allein ist es nicht 

getan, erforderlich sind vor allem ei

ne Anhebung des Bildungsniveaus und 

die Vermittlung spezieller Fähigkei

ten, denn in beiderlei Hinsicht stehen 

Frauen, insbesondere solche mittleren 

Alters, weit unter dem Niveau der 

Männer. Deshalb organisieren die ört

lichen Frauenverbände auf dem Lan

de Alphabetisierungskurse und Kur

se zur Erlernung technischer und an

derer Fähigkeiten. (Vgl. RMRB, 2. u.

4.9.98) Auf dem Kongreß wurde dar

über hinaus eine psychologische Be

treuung entlassener Frauen gefordert. 

Die Arbeitslosigkeit wirke sich nega

tiv auf den Status der Frauen in Ge

sellschaft und Familie aus, und vie

le Frauen könnten dem Druck nicht 

standhalten; speziell für diese Frauen 

müßten Beratungsstellen eingerichtet 

werden (XNA, 5.9.98).

Die Delegierten des Frauenkongresses 

wandten sich einhellig gegen Pläne 

der Regierung, für Frauen das Prinzip 

der „periodischen Beschäftigung)1 ein

zuführen. Dies würde bedeuten, daß 

Frauen nach der Heirat oder der Ge

burt ihres Kindes für mehrere Jahre 

aus dem Berufsleben ausscheiden und 

erst wieder ins Arbeitsleben einstei

gen, wenn das Kind herangewachsen 

ist. Die Regierung erhofft sich durch 

eine solche Maßnahme eine Entlastung 

des Arbeitsmarktes und eine Reduzie

rung der Arbeitslosigkeit. Von Seiten 

der Frauen wurde jedoch eingewendet, 

daß nicht der große Anteil von Frau

en an der Arbeitsbevölkerung, sondern 

die Wirtschaftsreformen der Grund 

für Arbeitslosigkeit und Entlassungen 

seien. Insbesondere die älteren Dele

gierten gaben zu bedenken, daß sie 

für die Gleichberechtigung der Frau 

gekämpft hätten. ,Periodische Arbeitfi 

würde die Rolle der Frauen wieder 

auf die Familie beschränken mit der 

Folge, daß ihr Status in der Familie 

und Gesellschaft sinke. Dies bedeute 

einen Rückschritt gegenüber dem Er

reichten. Auch würden viele Famili

en in finanzielle Schwierigkeiten gera

ten, wenn die Frau nicht mehr arbeite. 

Mann und Frau hätten gemeinsam die 

Verantwortung für das Aufziehen der 

Kinder und für die Hausarbeit zu tra

gen. Im übrigen zeigten Meinungsum

fragen, die der Frauen verband durch

geführt habe, daß die überwiegende 

Mehrzahl der Frauen gegen das Prin

zip der „periodischen Beschäftigung)1 

sei. (XNA, 6.9.98)

Pläne für eine Revision des Ehege

setzes von 1980 wurden vor einiger 

Zeit bekannt und waren auch auf 

dem Frauenkongreß Gegenstand hefti

ger Diskussionen. Sie wurden hervor

gerufen durch die Tatsache, daß im

mer mehr Männer sich Freundinnen 

oder Konkubinen halten. Diese Er

scheinung, die auch mit dem zuneh

menden Wohlstand zusammenhängt, 

ist besonders in Hongkong verbrei

tet, wo viele Ehemänner Konkubi

nen in Guangdong unterhalten; sie er

langt mittlerweile allerdings auch auf 

dem Festland immer größere Ausma

ße, selbst in höchsten Kaderkreisen
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ist sie keine Ausnahme mehr. Zum 

Schutz der Familie und zur Wahrung 

der gesellschaftlichen Stabilität plä

dieren viele Frauen für eine strenge

re gesetzliche Handhabung dieser Pra

xis. Sie fordern ein Verbot außerehe

licher Beziehungen und eine Erschwe

rung der Scheidung. So soll in ein revi

diertes Ehegesetz aufgenommen wer

den, daß Eheleute zu gegenseitiger 

Treue verpflichtet sind. Damit wür

den außereheliche Beziehungen prak

tisch für illegal erklärt, und das ste

he in Einklang mit dem Prinzip der 

Monogamie, heißt es von den Befür

wortern der Revision. Außerdem soll 

verfügt werden, daß eine Scheidung 

erst möglich ist, nachdem die Eheleu

te drei Jahre getrennt gelebt haben, 

und daß der betrogene Partner ent

schädigt werden muß, wenn der an

dere Partner ein Verhältnis hat. Bis

her kann eine Ehe geschieden wer

den, wenn keine gegenseitige Zunei

gung mehr gegeben ist. Viele Frauen 

meinen, daß Ehescheidungen im der

zeit gültigen Recht zu einfach seien 

und die Rechte der Frauen nicht ge

nügend geschützt würden. (Vgl. da

zu XNA, 3.8.98) Eine der wichtigsten 

Befürworterinnen einer Revision des 

Ehegesetzes ist Wu Changzhen, Jura

professorin an der Chinesischen Uni

versität für Politische Wissenschaft 

und Recht. Doch es sind durchaus 

nicht alle Frauen für eine solche Ge

setzesinitiative; viele halten die vorge

schlagene Gesetzesänderung für einen 

Rückschritt. Die bekannte Soziologin 

Li Yinhe beispielsweise, die sich an der 

Chinesischen Akademie der Sozialwis

senschaften mit Ehe und Familie be

faßt, meint, eine solche Gesetzesände

rung würde die hart erkämpfte Schei

dungsfreiheit chinesischer Bürger wie

der einschränken. Vor allem die jün

gere Frauengeneration ist gegen die 

Aufnahme eines Verbots außereheli

cher Beziehungen und eines gegensei

tigen Treuegebots. Soziologen weisen 

in diesem Zusammenhang darauf hin, 

daß die jüngere Generation liberale

re Vorstellungen hinsichtlich Ehe, Fa

milie und Sex habe. (XNA, 3.8.98 u.

5.9.98)

Zum Thema Gewalt gegen Frauen 

wurde auf dem Kongreß zum einen 

über Gewalt in der Familie, zum ande

ren über sexuelle Belästigung am Ar

beitsplatz diskutiert. Über beide Er

scheinungen wird in China erst neuer

dings in der Öffentlichkeit gesprochen. 

In jüngster Zeit häufen sich Berich

te über Gewalt gegenüber Frauen in 

der Familie, insbesondere in Familien, 

in denen der Mann arbeitslos gewor

den ist oder ein außereheliches Ver

hältnis hat. In Großstädten wie Bei

jing und Shanghai gibt es Hotlines 

und Zufluchtstätten für Opfer, doch 

die meisten Frauen erhalten keinerlei 

Hilfe. Aus diesem Grunde wird jetzt 

eine Gesetzesinitiative gefordert, da

mit Ehemänner bei Vergehen dieser 

Art bestraft werden können. Das glei

che gilt für sexuelle Belästigung am 

Arbeitsplatz, ebenfalls ein Thema, das 

auf dem Kongreß erörtert wurde mit 

dem Ziel, Frauen durch gesetzliche Re

gelungen zu schützen. (XNA, 5. u. 6.9. 

98)

Die auf dem Frauenkongreß behan

delten Themen lassen erkennen, daß 

sich der Frauenverband längst nicht 

mehr nur als Vermittler zwischen der 

Partei und den Frauen begreift, son

dern selbstbewußt neue Frauenfragen 

aufgreift, über die auch internatio

nal diskutiert wird. Seit der Ausrich

tung des Weltfrauenkongresses in Bei

jing im Jahre 1995, die der chinesi

schen Frauenbewegung einen großen 

Aufschwung brachte, ist der Chinesi

sche Frauenverband nicht mehr mit 

besonderen Initiativen hervorgetreten, 

und die Frauenbewegung hat viel an 

Schwung verloren. Gelänge es nach 

diesem Kongreß dem Frauenverband 

mit seinen Zweigstellen auf allen Ebe

nen, die Sorgen und Nöte der Frau

en und ihre benachteiligte Situation 

wieder stärker in das Bewußtsein der 

chinesischen Öffentlichkeit zu bringen, 

wäre den chinesischen Frauen viel ge

holfen. -st-

19 Umweltschutzmaßnahmen 

gegen Überschwemmungen

Nach den verheerenden Überschwem

mungen dieses Sommers am Yangzi 

und in Nordostchina hat in China die 

Ursachenforschung eingesetzt. Neben 

den außergewöhnlichen Witterungsbe

dingungen werden als die beiden wich

tigsten Gründe, die die Überschwem

mungen mit verursacht haben, das 

Abholzen der Wälder und namentlich 

in der Yangzi-Region die Zerstörung 

der natürlichen Feuchtgebiete entlang 

der Flüsse und Seen durch Landge

winnung genannt. Übermäßiges Ab

holzen in den Regionen am Oberlauf 

des Yangzi habe zu verstärkter Ero

sion und diese ihrerseits zum Versan

den der Flußläufe sowie zu höheren 

Wasserständen geführt. In der Pro

vinz Yunnan beispielsweise hat sich 

die Walddecke von 50 Prozent in den 

fünfziger Jahren auf heute 24 Prozent 

um mehr als die Hälfte reduziert. Im 

gleichen Zeitraum hat sich die Boden

erosion von 6,3 Prozent der gesam

ten Landfläche der Provinz auf heu

te 38 Prozent erhöht (XNA, 10.9.98). 

Zwar wurde 1989 ein Aufforstungspro

jekt eingeleitet, durch das am Ober- 

und Mittellauf des Yangzi ein Schutz

gürtel entstehen soll, aber bisher hat 

sich noch nicht einmal die Hälfte aller 

Kreise in der betr. Region an dem Pro

jekt beteiligt, so daß es sehr schwie

rig sein dürfte, wieder eine Waldbe

deckung wie in den fünfziger Jahre zu 

erreichen (ebd.).

Obwohl China über eine relativ gu

te Umweltschutzgesetzgebung verfügt, 

läßt die Einhaltung der Gesetze sehr 

zu wünschen übrig. Dies hat auch 

Premierminister Zhu Rongji beklagt. 

So gibt es seit 1997 z.B. ein offizi

elles Verbot, am Oberlauf des Yang

zi und des Huanghe Holz zu fällen. 

Das Verbot soll auch auf Nordostchi

na ausgedehnt werden (XNA, 2.9.98). 

Die verminderte Holzproduktion soll 

durch Holzeinfuhren ausgeglichen wer

den. Zhu Rongji rief die Bevölke

rung zu verstärkten Anstrengungen 

beim Aufforsten auf. Yunnan, Sichuan 

und Chongqing haben als Sofortmaß- 

nahmen umfangreiche Aufforstungs

programme aufgelegt (XNA, 12., 13.,

14.9.98) . Das Problem wird allerdings 

sein, darüber zu wachen, daß die knap

pen finanziellen Mittel zweckbestimmt 

eingesetzt werden, und illegales Holz

fällen zu unterbinden.

Auch beim zweiten großen ökologi

schen Problem, dem Verlust der na

türlichen Feuchtgebiete entlang der 

Fluß- und Seeufer durch Landgewin

nungsmaßnahmen, wird deutlich ge

sehen, daß hier dringend Abhilfe ge

schaffen werden muß. Nach offiziellen 

Angaben soll sich die Fläche von acht 

Seen am Mittel- und Unterlauf des 

Yangzi seit den fünfziger Jahren um 

ein Drittel verringert haben (XNA,

23.9.98) . Fachleute eines Sonderkomi

tees für die Ökologie der Feuchtge

biete, das der Chinesischen Gesell

schaft für Ökologie untersteht, for

dern in einem offenen Brief ein so

fortiges Verbot der Landgewinnung in 

Feuchtgebieten entlang der Fluß- und 

Seeufer. In ihrem Schreiben nennen 

sie alarmierende Zahlen: Landesweit 

habe sich durch Landgewinnung das 

Fassungsvermögen der Seen um 32,5 

Mrd. Kubikmeter verringert. Das Fas

sungsvermögen des Poyang-Sees sei 



CHINA aktuell - 902 - September 1998

um 452 Mio. Kubikmeter gesunken, 

das des Dongting-Sees um 40 Pro

zent und das anderer Seen am Yangzi- 

Mittellauf um 50 Prozent. Durch Ver

schlammung erhöhe sich der Grund 

des Dongting-Sees jährlich um 3,7 

mm; 75 Prozent des Dongting-Sees 

seien von Verschlammung betroffen, 

beim Poyang-See seien es 49 Prozent. 

Die Verfasser des offenen Briefes wei

sen auf die zahlreichen Wohngebiete 

und Fabriken hin, die auf den wich

tigen Überflutungsflächen entlang des 

Yangzi gebaut wurden. Diese Eingrif

fe in die natürlichen Überflutungsge- 

biete hätten den Druck auf den Fluß

lauf des Yangzi erhöht. Auch die auf

grund der Verschlammung erhöhten 

Flußbetten und der Bau höherer Dei

che hätten das hydrologische Gleich

gewicht zwischen Seen, Flüssen und 

Überflutungsflächen gestört und trü

gen zu den Überschwemmungen bei. 

(XNA, 2.9.98)

Um hier Abhilfe zu schaffen, hat ei

ne Reihe von Provinz- und Kreisre

gierungen, vor allem in den am här

testen betroffenen Provinzen Hunan, 

Hubei und Jiangxi, beschlossen, weite 

Gebiete, die von der Flut betroffen wa

ren, nicht wieder zu besiedeln, sondern 

sie als potentielle Überflutungsgebie- 

te, d.h. als Aus weichflächen, beste

hen zu lassen. Dies bedeutet, daß die 

betroffene Landbevölkerung nicht in 

ihre Dörfer zurückkehren kann; statt 

dessen sollen sie in andere Orte um

gesiedelt werden, wo innerhalb der 

nächsten drei Jahre für die Betrof

fenen neue Häuser entstehen sollen. 

(Vgl. XNA, 23.9.98 u. 1.10.98) Die 

Umsiedlungsmaßnahmen und vor al

lem die Rückverwandlung neugewon

nener Landflächen in Überflutungsge- 

biete wird nicht leicht zu bewerkstelli

gen sein. Angesichts der akuten Land

knappheit in den dichtbesiedelten Ge

bieten entlang der Flußläufe wird es 

schwierig sein, Ersatzflächen für den 

Bau von Wohnhäusern und Fabriken 

zu finden, ganz zu schweigen von land

wirtschaftlichen Nutzflächen. Zudem 

dürften die ökologisch notwendigen 

Pläne mit den staatlichen Plänen für 

den Ausbau der Yangzi-Region zwi

schen Shanghai und Chongqing zu ei

ner entwickelten Wirtschaftszone kol

lidieren.

Intern wird auch scharfe Kritik an 

der Regierung geübt, die es ver

säumt haben soll, eine verantwortliche 

Umwelt- und Wasserbaupolitik durch

zuführen, um Flutkatastrophen vorzu

beugen. Dies berichtet eine Hongkon

ger Zeitung. Die Kritik kommt angeb

lich von Mitgliedern der Politischen 

Konsultativkonferenz, Beratern und 

Intellektuellen, ohne daß darüber je

doch in den Medien berichtet worden 

wäre. Die Anschuldigungen sollen sich 

vor allem gegen Li Peng, bis März die

ses Jahres Premierminister, richten. 

Ihm wird vorgeworfen, alle für den 

Wasserbau bestimmten Mittel in sein 

Lieblingsprojekt, den „Three Gorge^‘- 

Staudamm, gesteckt zu haben. Da

durch seien notwendige Deicharbeiten 

am Yangzi unterlassen worden, was 

die verheerenden Überschwemmungen 

mitverursacht habe. Selbst Premier

minister Zhu Rongji soll privat Kri

tik an seinem Vorgänger geübt haben; 

er vertritt offenbar eine von Li abwei

chende Linie in bezug auf Wasserre

gulierung. (Vgl. SCMP, Internet Ed.,

12.9.98) -st-

Außenwirtschaft

20 Weitere Maßnahmen gegen 

illegalen Kapitalabfluß: Ver

schärfte Devisenkontrollen 

und Aufforderung zum Re

patriieren von Devisengut

haben

Ende September hat die People’s 

Bank of China (POBC = Zentral

bank) die inländischen Unternehmen, 

die Außenhandelsgeschäfte abwickeln, 

sowie die an ausländischen Börsen 

notierenden chinesischen Unterneh

men angewiesen, ihre Devisengutha

ben nach China zurückzuüberweisen. 

Einem Sprecher der Zentralbank zu

folge bezieht sich die Anweisung zum 

Repatriieren nur auf die Devisenein

nahmen, die im internationalen Han

del normalerweise zurück nach China 

überwiesen werden müßten.

Die Entscheidung erfolgte vor dem 

Hintergrund der stagnierenden Devi

senreserven als Folge illegaler Devi

sentransaktionen im Außenhandel und 

bei anderen Kapitalbeschaffungsakti

vitäten. Es wird davon ausgegangen, 

daß schätzungsweise 20 Mrd. US$ in 

Form von Exporteinnahmen in den 

letzten sechs Monaten von chinesi

schen Unternehmen im Ausland be

halten wurden. (SCMP, 29.9.98) In

ländische Unternehmen wurden dazu 

aufgefordert, ihre im Ausland gepark

ten Deviseneinnahmen bis Anfang

Oktober zurückzuüberweisen, und es 

wurden ihnen Sanktionen angedroht, 

falls sie die Frist nicht einhalten. 

(FAZ, 30.9.98)

Auf einer Pressekonferenz teilte die 

Direktorin der Staatlichen Devisenver

waltung (State Administration of For- 

eign Exchange = SAFE), Wu Xiao- 

ling, mit, daß die Zahl der Devisenver

stöße und der Betrugsfälle mit illega

len Rückerstattungen der Exportsteu

ern mit Hilfe gefälschter Außenhan

delsdokumente seit Anfang des Jah

res rapide gestiegen sei. Um sich von 

der tatsächlichen Situation zu über

zeugen, haben SAFE und die betref

fenden Regierungsorganisationen ge

meinsam seit Juli d.J. die Zollberich

te bei Außenhandelsgeschäften mit ei

nem Devisenwert von über 200.000 

US$ überprüft. Auf der Basis die

ser Untersuchung hat die SAFE die 

Kontrollen über Devisentransaktionen 

im Rahmen der Leistungsbilanz ver

schärft. Um die Überprüfung der Vor

aussetzungen berechtigter Devisenan

sprüche abzukürzen, wollen SAFE, die 

Zollbehörden und die Banken eng Zu

sammenarbeiten und ein Computer- 

Datennetz aufbauen. Ziel der Über

prüfung ist Wu Xiaoling zufolge die 

Vermeidung von Kapitalabflüssen un

ter dem Deckmantel der Leistungsbi

lanztransaktionen, während die Un

ternehmen und Privatpersonen bei 

Vorlage der notwendigen Dokumen

te bei den Banken problemlos Devi

sen erhalten könnten. (XNA, 30.9.98) 

Teil der neuen Bestimmungen ist aller

dings auch, daß die chinesischen Un

ternehmen nur in den Städten Devi

sen kaufen können, in denen ihr Un

ternehmen seinen Sitz hat. (AWSJ,

30.9.98) Die für den Devisenhandel zu

gelassenen chinesischen Banken müs

sen außerdem Zollerklärungen bei Au

ßenhandelsgeschäften mit einem Wert 

von mehr als 10.000 US$ im voraus 

überprüfen. (FAZ, 30.9.98)

Wu Xiaoling bedauerte auf der Pres

sekonferenz, daß die strengere Kon

trolle der Außenhandelsdokumente für 

die Überprüfung berechtigter De

visenansprüche auch bei Unterneh

men mit Auslandskapital zu gewis

sen Unbequemlichkeiten führen werde. 

Trotz der schärferen Devisenkontrol

len bleibe China jedoch der außenwirt

schaftlichen Öffnungspolitik verpflich

tet. (FT, 30.9.98) Wu Xiaoling kün

digte auch an, daß es Auslandsbanken 

in Städten außerhalb ihres Geschäfts

sitzes weiterhin erlaubt bleibe, Devi

sen für Unternehmen mit Auslands




